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Hohere Weihen und feierliche Ordensgelübde als Ehehinderniß. 
Von Prof. Dr. Michel. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur gerichtlichen Eintreibung von öffentlichen Abgaben kann nach den Hofdecreren 
vom 19. Jänner 1784 Nr. 228, vom 23. September 1796, Nr. 312, vom 
3. Februar 1821, Nr. 1737 und vom 10. Februar 1832, Nr. 2548 die Vorlage 
von Erkenntniſſen nicht verlangt werden, ſondern es haben ſich die Gerichte, 
welchen eine Prüfung der Angemeſſenheit der von der Finanzbehörde getroffenen 
Wahl zwiſchen gerichtlicher und politiſcher Executionsführung nicht zuſteht — 
mit der Anmeldung, dem Ausweiſe und Executionsbegehren der competenten 
Finanz⸗ oder Verwaltungsbehorde zu begnügen. 

Der Servitutsberechtigte eines Grundſtückes kann nicht als Anrainer im Sinne der 
Bau⸗Ordnung angeſehen werden. 

Haftungspflicht der Gemeinde für von ihrem Gemeindevorſteher im übertragenen 
Wirkungskreiſe an öffentlichen Geldern verübte Defraudationen. 

Litergriſche Anzeige. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Höhere Weihen und feierliche Drdensgelübde als Ehe- 
hinderniß. 
Von Prof. Dr. Michel. 


Man behauptet und findet es ſonderbar, daß derjenige, welcher 


2 


höhere Weihen empfangen oder feierliche Ordensgelübde abgelegt hat, lateiniſchen und armeniſchen Ritus“ ſowie 


vermöge des § 63 a. b. G. B. für fein ganzes Leben gehindert fei, 
ſich zu verehelichen, mag er auch aus dem geiſtlichen Stande oder 
aus dem kirchlichen Orden ausgetreten, ja ſelbſt nicht mehr ein Mit⸗ 
glied der katholiſchen Kirche fein, dies widerſpreche dem Geiſte der 
neuen Staatsgrundgeſetze und ſei für den Betroffenen um ſo fataler, 
als ihm eine Hilfe auch nicht einmal durch die Noth⸗Civilehe geboten 
werde. Denn die letztere könne laut Art. II des Geſetzes vom 25. Mai 
1868 (R. G. Bl. Nr. 47) nur dann ſtattfinden, wenn der Seel- 
ſorger die Vornahme des Aufgebotes oder die Entgegennahme der 
feierlichen Willenserklärung der Brautleute aus einem durch die Geſetz⸗ 
gebung des Staates nicht anerkannten Hinderungsgrunde verweigert. 
Veruft fidh nun der Seelſorger auf das im § 63 a. b. G. B. be 
zeichnete Ehehinderniß, ſo fehle die nothwendige Bedingung, unter 
welcher die politiſche Behörde an die Stelle des Seelſorgers treten 
darf, und des Letzteren Weigerung kann eben nicht als eine willkürliche 
oder ungeſetzliche Handlung betrachtet werden. 

Demnach wird von ; 


änderung des citirten Geſetzesparagraphen dringend begehrt. 
Das hier berührte Hind graph 3 geb 

bürgerlichen oder gemiſchten Chehindernifjen gezählt, weil es ſowohl 

von der Kirche als auch vom Staate aufgeſtellt worden ift. Unſere 


vielen Stimmen die Aufhebung oder Ab 


erniß wird bekanntlich zu den kirchlich⸗ 


Das Patent vom 16. Jänner 1783, die Grundlage unſeres 
heutigen Eherechtes, erklärte im § 21: „In Anſehung der in der 
katholischen Kirche mit dem Stande der Geiſtlichkeit und mit den ab- 
gelegten Ordensgelübden verbundenen Unfähigkeit zur Ehe wird das 
bisher Beſtehende unabgeändert belaſſen“. Und faſt wörtlich gleichlautend 
| ift der § 25 des mit dem Patente vom 1. November 1786 fund- 
gemachten (joſephiniſchen) Geſetzbuches. Damals bezeichnete alſo das 
ſtaatliche Geſetz katholiſche Geiſtliche und katholiſche Ordensperſonen 
als unfähig, eine Ehe giltig zu ſchließen, nur unter jenen Voraus⸗ 
ſetzungen und nur in jenem Maße, wie die Satzungen der katholiſchen 
Kirche beſtimmt haben; — das kirchliche Ehehinderniß wurde von 
ee der weltlichen Regierung einfach und ohne jeden Beiſatz an- 
1 und ſollte auf die Angehörigen der katholiſchen Kirche beſchränkt 
bleiben. 
j An die Stelle der Berufung auf das „bisher Beſtehende“ tra 
im $ 73 des galiziſchen bürgerlichen Geſetzbuches vom Jahre 1797 
eine meritoriſche Anordnung, eine ſelbſtſtändige Vorſchrift der weltlichen 
| Autorität, lautend: „Geiſtliche welche ſchon höhere Weihen empfangen, 
155 auch Ordensperſonen von beiden Geſchlechtern, welche feierliche 
Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, können keine giltigen Ehe⸗ 
| verträge Schließen“. 3 
! Verſchieden hievon erklärte aber das für die (damals neu er- 
worbenen) Provinzen Salzburg und Berchtesgaden erlaſſene Ehepatent 
vom 13. April 1808 im § 19 die „katholiſchen Geiſtlichen des 
ite hen Ritus. „Ordensperſonen von heiden 
Geſchlechtern, welche feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben“, 
als unfähig zur Eheſchließung. Dagegen ift man bei der Redactfon 
des heute geltenden allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches vom Jahre 
1811 wieder zu der Textirung des galiziſchen Geſetzbuches zurückgekehrt, 
mit deffen $ 73 der § 63 des a. b. G. B. genau übereinſtimmt. 

Dieſer Paragraph unterfcheidet zwiſchen den Kirchen nicht. 
Während die joſephiniſchen Geſetze ausdrücklich nur von der katholiſchen 
Kirche überhaupt ſprechen und das erwähnte Patent für Salzburg 
und Berchtesgaden nur die katholiſchen Geiſtlichen des lateiniſchen und 
armeniſchen Ritus nennt, können kraft des allgemein lautenden § 63 
a. b G. B. (5 73 galiz. G. B.) ſich nicht giltig verehelichen: Biſchöfe, 
Prieſter, Diaconen und Subdiaconen nicht nur der lateiniſchen, ſondern 
auch der griechiſchen unirten und nichtunirten Kirche ſowie Ordens— 
perſonen der einen und der anderen Kirche. Wir laſſen dahingeſtellt, 
inwieferne der Staat mit dieſem Verbote über die Satzungen der 
verſchiedenen Religionsgeſellſchaften hinausging und das Ehehinderniß 
in einem weiteren Umfange als dieſe ſelbſt aufſtellte. 

Controvers war ſchon früher die Frage, ob nach § 63 a. b. 
G. B. die Exreligioſen (Mitglieder eines aufgehobenen Ordens oder 
Kloſters) an der Verehelichung gehindert ſeien? 
| Dolliner bejaht die Frage, „denn auch dieſe Perſonen haben 


feierliche Gelübde des eheloſen Standes abgelegt, und mehr fordert 
das Geſetz zur Eutſtehung des Ehehinderniſſes nicht. In Anſehung 
der Prieſter aus ſolchen Orden und Klöſtern kann um ſo weniger 
ein Zweifel ſein, da denſelben auch das Ehehinderniß der höheren 
Weihen im Wege ſteht; aber auch von deu Klerikern und Laien- 
Brüdern muß es behauptet werden, weil das Gelübde der Eheloſigkeit 
unbedingt abgelegt worden ift und auch außer dem Kloſter beobach⸗ 
tet werden kann“. 

Pach mann hingegen verneint diefe Frage hinſichtlich der gez 
nannten Perſonen, welche „durch die Aufhebung ihres Ordens, Stif- 
tes oder Kloſters aus ihrem Stande getreten, folglich civilrechtlich 
keine Ordensperſonen find ($ 573 a. b. G. B.)“. 

Dieſer letzteren Meinung ſtimmen auch wir bei, doch gehen 
wir noch weiter und glauben, daß der § 63 auch „die von der katho⸗ 
liſchen Kirche abgefallenen Ordensperſonen und übergetretenen Geiſt— 
lichen“ nicht binde. 

Vor Allem machen wir darauf aufmerlſam, daß der § 63 
einerſeits von „Geiſtlichen“, anderſeits von männlichen und weib— 
lichen „Ordensperſonen“ ſpricht, mithin ſolche Perſonen von der 
Eingehung der Ehe ausſchließt, welche einem gewiſſen Staude ange— 
hören. Wer nun dieſem Stande nicht (beziehungsweiſe nicht mehr) an⸗ 
gehört, d. h. ein Geiſtlicher oder eine Ordensperſon nicht oder nicht 
mehr iſt, kann allerdings einen giltigen Ehevertrag ſchließen. Die 
Worte „welche ſchon höhere Weihen empfangen haben“ und „welche 
feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben“, dienen nur zur 
näheren Bezeichnung der von der Verehelichung vermöge ihres Stan- 
des und in Folge ihres eigenen freien Entſchluſſes ausgeſchloſſenen 
Perſonen. Sie ſagen nämlich, daß nicht alle Geiſtlichen, nicht alle 
Ordensperſonen, ſondern nur diejenigen aus ihnen zur Eheſchließung 
unfähig find, welche ſchon höhere Weihen empfangen, beziehungsweiſe 
das feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben. Keineswegs 
aber haben dieſe Worte den Sinn, daß, wer früher einmal höhere 
Weihen empfangen oder ein ſolches Gelübde abgelegt hat, für ſein 
ganzes Leben vom Eintritte in die Ehe ausgeſchloſſen bleibe, mag 
er auch aus was immer für einem Grunde jenem Stande nicht mehr 
angehören. 

Nach dieſer Auslegung des § 63 liegt das trennende Ehehin⸗ 
derniß nicht (oder doch nicht allein) in der vorausgegangenen That⸗ 
iade des Empfanges der höheren Weihen, beziehungsweiſe der Abe 
legung der Ordensprofeß, fondern in der noch beſtehenden Eigenſchaft 
der Perſon, in der Standesangehörigkeit Zur Entſtehung des Ehe— 
hinderniſſes fordert allerdings das Geſetz wie Dolliner bemerkt, den 
Empfang der höheren Weihen oder die Ablegung der Ordensgelübde, 
aber zur Fortdauer desſelben iſt erforderlich, daß die betreffende Per⸗ 
ſon nicht aus ihrem Stande getreten iſt. Wer einem ſolchen Stande 
angehört, von dem kann man immerhin ſagen, er habe „das ſittliche 
Vermögen zum Zwecke“ nicht (f Rubrik zum § 61 ff.); wer aber in 
geſetzmäßiger Weiſe ausgetreten ift, dem ſteht ein geſetzliches Hinder- 
niß, ſich zu verehelichen, nicht mehr im Wege. (§ 47 a. b. G. B.) 
Würde ihm nun gleichwohl von dem hiezu berufenen Seelſorger die 
Vornahme des Aufgebots oder der Trauung verweigert werden, ſo 
wäre er kraft des Geſetzes vom 25. Mai 1868 zur Schließung der 
Civilehe zuzulaſſen. 

In dieſer Lage befinden ſich vorerſt diejenigen welche „die 
Auflöſung von den Gelübden erhalten haben“ oder welche „durch 
Aufhebung ihres Ordens, Stiftes oder Kloſters aus ihrem Stande 
getreten find“. Gleichwie fie laut des § 573 a. b. G. B. fähig zu 
teſtiren ſind, können ſie ſich auch giltig verehelichen. 

Dann gehören hieher diejenigen, welche mit Beobachtung der 
bezüglichen Anordnungen des Staates aus der katholiſchen Kirche 
ſelbſt ausgetreten find. Vermöge des die interconfeſſionellen Verhältniſſe 
der Staatsbürger regelnden Geſetzes vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. 
Nr. 49) hat „Jedermann ohne Unterſchied des Geſchlechtes nach zu— 
rückgelegtem 14. Lebensjahre“ — alſo auch jeder katholiſche Geiſt⸗ 
liche und jede Ordensperſon — die freie Wahl des Religionsbekennt⸗ 
niſſes nach feiner eigenen Ueberzeugung, fomit auch das Recht, aus 
der katholiſchen Kirche auszutreten. Doch muß er den Austritt, damit 
derſelbe die geſetzliche Wirkung habe, der politiſchen Behörde zur 
weiteren Mittheilung an den Vorſteher der verlaſſenen Kirche melden 
und den Eintritt in eine andere Religionsgenoſſenſchaft dem Vorſteher 
der letzteren perſönlich erklären. Hat nun wirklich eine geiſtliche oder 


eine Ordensperſon in ſolcher Weiſe ihren Austritt aus der katholiſchen 
Kirche angemeldet, ſo kann ſie nicht mehr als ein Mitglied und 
gewiß auch nicht mehr als ein Geiſtlicher oder als eine Ordensperſon 
der verlaſſenen Kirche angeſehen, folglich auch nicht auf Grund des 
§ 63 a. b. G. B. an der Verehelichung gehindert werden. 

Laut des citirten Geſetzes gehen durch den Religionswechſel 
alle genoſſenſchaftlichen Rechte der verlaſſenen Kirche an den Ausge— 
tretenen und umgekehrt die Anſprüche dieſes an jene verloren. Mithin 
iſt die Kirche auch nicht berechtigt, gegen die Verehelichung ihres 
geweſenen Mitgliedes Einſprache zu erheben. Der Staat kann doch 
| nicht jemanden als katholiſchen Geiſtlichen oder Ordensmann behandeln, 
welchen er ſelbſt als Nicht⸗Katholikeu betrachtet. 
| Čine andere Frage aber ift es, ob das Hinderniß des $ 63 
a. b. G. B. auch für jenen Geiſtlichen (Ordensmann) aufgehoben 

zu betrachten ſei, welcher — ohne feinen Austritt aus der Kirche 
vorſchriftmäßig angemeldet zu haben — aus dem geiſtlichen Stande, 
beziehungsweiſe aus dem Orden getreten zu ſein erklärt. Wir haben 


kein Geſetz, welches die Vorausſetzungen bezeichnet, unter welchen 
jemand — abgeſehen von dem früher beſprochenen Falle des Austrittes 
aus der Kirche — aus dem geiſtlichen Stande oder aus dem kirch— 
lichen Orden ausgetreten oder ausgeſchloſſen zu betrachten ſei und 
doch wäre eine deutliche Beſtimmung hierüber nothwendig, weil die 
allgemeinen Geſetze mitunter in der Anwendung auf Geiſtliche und 
Ordensperſonen eine Modification erleiden. Man vergleiche z. B. im 
allemeinen bürgerlichen Geſetzbuche die SS 192, 195, 281, 539, 
573, 591, 761. Daß die Beſtimmung im Art. 14 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867 über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger (R. G. Bl. Nr. 142): „Niemand kann zu einer kirch— 
lichen Handlung oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit 
gezwungen werden, inſofern er nicht der nach dem Geſetze hiezu be— 
rechtigten Gewalt eines Anderen unterſteht“ nicht genüge, liegt auf 
der Hand. Hinſichtlich der Ordensperſonen müßte eine beſtimmte 
Norm in jenes Geſetz aufgenommen werden, welches laut des Vor- 
behaltes im § 31 des zur Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe 
der katholiſchen Kirche erlaſſenen Geſetzes vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. 
Nr. 50) über klöſterliche Genoſſenſchaften gegeben werden wird. Aber 
hinfichtlich der Weltgeiſtlichen wäre ein beſonderes Geſetz nothwendig. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur gerichtlichen Eintreibung von öffentlichen Abgaben kann nach 
den Hofdecreten vom 49. Jänner 1784, Nr. 228, vom 23. Sep- 
tember 1396, Nr. 312, vom 3. Februar 1821, Nr. 1732 und 
vom AO. Februar 1832, Nr. 25s die Vorlage von Erkenntniſſen 
nicht verlangt werden, ſondern es haben ſich die Gerichte, welchen 
eine Prüfung der Angemeſſenheit der von der Finanzbehörde getrof— 
fenen Wahl zwiſchen gerichtlicher und politiſcher Executionsfüh⸗ 
rung nicht zuſteht — mit der Anmeldung, dem Ausweiſe und Cre- 
cutionsbegehren der competenten Finanz- oder Verwaltungsbehörde 
zu begnügen. 

Die k. k. nied. ͤͤſterr. Finanzprocuratur ſuchte in Vertretung 
des k. k. Aerars und der Commune Wien bei dem k. k. Bezirksgerichte 
Hietzing um executive Pfändung und Schätzung von Fahrniſſen des 
B. zur Hereinbringung von Erwerb- und Einkommenſteuer-Rückſtänden 
ſammt Communalzuſchlägen an. 

Das k. k. Bezirksgericht Hietzing wies dieſes Geſuch wegen ge— 
richtlicher Incompetenz zurück. > 

Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht wies den gegen dieſen be⸗ 
zirksgerichtlichen Beſcheid gerichteten Recurs der k. k. Finanzprocuratur 
mit der Begründung zurück, „weil ſelbſt abgeſehen davon, daß die im 
Geſuche bezogene Requiſition des Wiener⸗Magiſtrates nicht beigeſchloſſen 
wurde, das vorliegende Executionsbegehren im $ 298 a. G. O. nicht 
begründet erſcheine.“ 

Dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung 
vom 4. Auguſt 1874, 3.7957 dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
der Finanzprocuratur ftattgegeben und die aufrechte gerichtliche Erle⸗ 
digung des von der Finanzprocuratur eingebrachten Executionsgeſuches 
verordnet und zwar: „In Erwägung, daß nach den Hofdecreten vom 
19. Jänner 1784, Nr. 228, vom 23. September 1796, Nr. 312, 
vom 3. Februar 1821, Nr. 1737 und vom 10. Februar 1832, Nr. 
2548 über Rückſtände an öffentlichen Abgaben weder Erkenntniſſe 
gefällt, noch zum Behufe ihrer gerichtlichen Eintreibung gefordert 


werden können, ſondern die Gerichte ſich mit der Anmeldung, dem 
Ausweiſe und dem eiuſchlägigen Begehren der competenten Finanz⸗ 
oder Nerwaltungsbehurde zu begnügen haben; ferner in Erwägung, 
daß, wenn auch zur Eintreibung ſolcher Rückſtände das Privilegium 
der politiſchen Execution eingeräumt iſt und die bezüglichen Be⸗ 
hörden angewieſen ſind, ſich in erſter Linie dieſes Privilegiums zu 
bedienen, doch dieſen Anordnungen offenbar nicht die Abſicht zu 
Grunde liegt, das Executionsrecht des Staatsſchatzes vom Standpunkte 
der Gerichte in engere Grenzen zu ziehen als das Executionsrecht 
eines Privaten, und daß den Gerichten nicht zuſtehen kann, die Ange- 
meſſenheit der von der Finanzbehörde in abſonderlichen Fällen getrof— 
fenen Wahl der Executionsführung zu prüfen und Nachweiſungen zur 
Rechtfertigung der unternommenen Betretung des gerichtlichen Weges 
zu verlangen; in Erwägung, daß diefe Grundſätze durch die allerhöchſten 
Eutſchließungen vom 19. Juli 1849, ad Nr. 8215/ F. M. und vom 
9. Jänner 1850, ad 337/ F. M. in Betreff der Organiſirung und 
Einrichtung der Behörden zur Verwaltung der directen Beſteuerung 
keine Aenderung erlitten haben; endlich in Erwägung, daß in Gemäß— 
heit der Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 25. April 1856, 
Z. 8911 die k. k. Finanzprocuratur in Angelegenheiten der vorliegenden 
Art der Nachweiſung eines beſonderen Mandates nicht bedarf und 
in Erwägung, daß demnach die abweiſenden Erledigungen der Unter» 
gerichte wider den Wortlaut und Geiſt der Geſetze verſtoßen“. 
Ger.⸗Ztg. 


Der Servitutsberechtigte eines Grundſtückes kann nicht als An⸗ 
rainer im Sinne der Bauordnung angeſehen werden. 

Die Mühlrealität Nr. 1303 des Jacob K. in Pr. grenzt in 
nördlicher Richtung an die der Gemeinde Pr. gehörige Halbinsel 
Nr. 767, welche als „Bollwerk“ bezeichnet wird. Den Beſitzern der 
Weißgärberwalke Nr. 1278 und der Tuchmacherwalke Nr. 1223 ſteht 
grundbücherlich das Recht zu, „ihre Felle und Tuchfabricate oder Kotzen 
auf dieſem Bollweike aufzuhängen und zu trocknen, wie auch das 
nöthige Brennholz dahin, wie bisher geſchehen, jedoch ohne Beſchädi⸗ 
gung dieſes Bollwerkes aufzuſchlichten“. 

In der Eingabe vom 19. October 1873 hat Jakob K. dem 
Pr er Magiſtrate die Anzeige erſtattet, daß er an Stelle einer (gegen 
das Bollwerk zu gerichteten) hölzernen Einfriedung eine Grenzmauer 
nach vorgelegtem Plane aufführen wolle. Zu der diesbezüglichen Bau- 
commiſſton wurde als Anrainer lediglich die Gemeinde Pr. einge⸗ 
laden. Der Vertreter der Gemeinde erhob gegen die Ausführung der 
projectirten Mauer keine Einwendung und da ſonſt ein Anſtand nicht 
erhoben wurde, ertheilte der Magiſtrat unterm 27. Oetober 1873 
die Bewilligung zur Ausführung der Mauer nach dem vorgelegten 
Plane, in welchem nebſt einigen blinden Fenſtern auch eine Thüre 
gegen das Bollwerk projectirt war. 

In der Eingabe vom 6. November 1873 machte Anna G. 
Beſitzerin der Realität Nr. 1223 beim Magiſtrat die Anzeige, daß 
Jakob K. auf das Bollwerk, deffen Benützung ihr zuſtehe, eigen- 
mäßig eine Thüre anbringe. Ueber dieſe Anzeige verſtändigte der 
Magiſtat die Anna G. dahin, daß der Plan über den von K. geführ⸗ 
ten Bau nach commiſſioneller Prüfung conſentirt worden ſei und daß 
zur diesfälligen commiſſtonellen Verhandlung fie (Anna G) deßhalb 
nicht eingeladen worden ſei, weil das angrenzende Bollwerk nicht ihr 
Eigenthum, ſondern das der Gemeinde Pr. ſei, deren Vertreter gegen 
den Bau keine Einwendung erhoben habe. 

Gegen diefe Entſcheidung beſchwerte fih Auna G. bei der 
Statthalterei, anführend, dat fie durch die ohne ihr Vorwiſſen geneh⸗ 
migte Herſtellung der fraglichen Thüre in dem grundbücherlich ſicher⸗ 
geſtellten ausſchließlichen Benützungsrechte des Bollwerkes geſchädigt 
werde; fie verlangte Einſtellung des Baues und Anordnung einer 
der Baucommiſſion. Bei Vorlage dieſes Recurſes bemerkte 
n lagiſtrat, daß unter Anrainer nach Maßgabe der Beſtimmun⸗ 
gen des § 9 ad 1 der Bauordnung nur die Eigenthümer der an 
ſtoßenden Häuſer und Gründe zu verſtehen ſeien, daß der Servituts⸗ 
berechtigte ſein Recht nur gegenüber dem Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtückes geltend machen könne und daß die Vertretung des bes 
laſteten Grundſtückes gegen den Bauherrn des anrainenden Grund- 


ities nur den Eigenthümer gebühre, daher die Beſchwerde der 


] 


G. gemäß der $$ 9 ad 1, 13 ad 3, 14 und 15 Bauordnung un- 
begründet ſei. 
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Die Statthalterei entſchied in nachſtehender Weife: „Unter den 
nach § 13 der B. O. zu einer Baucommiſſion vorzuladenden Ans 
rainern ſind im engeren Sinne die Beſitzer jener Realitäten zu 
verſtehen, welche unmittelbar an das Grundſtück angränzen, wo gebaut 
werden foll. In dieſem Sinne kann Anna G., Beſitzerin der Mühle 
und Walke Nr. 1223 aus dem Titel des angeblich ihr und dem 
Beſitzer der Mühle Nr. 1278 zuſtehenden ausſchließlichen Rechtes zur 
Benützung des der Gemeinde Pr. gehörigen Bollwerkes Nr. 767 
zwar nicht als unmittelbare Anrainerin der Realität Nr. 1303 des 
K. angeſehen werden und kann daher aus dieſem Grunde die von 
dem Magiſtrate unterlaſſene Vorladung der Anna G. zu der über 
das Bauvorhaben des Ignaz K. abgehaltenen Localcommiſſion die 
Nullität des dem letzteren unterm 27. October 1873 ertheilten Con- 
ſenſes zur Erbauung einer mit einer Thüröffnung gegen das Boll- 
werk verſehenen Grenzmauer auf der Mühlrealitaͤt Nr. 1303 nicht 
begründen, beziehungsweiſe die Reaſſumirung der Bauverhandlung 
nicht zur Folge haben. In Erwägung jedoch, daß Anna G. mit 
Rückſicht auf die von ihr nachträglich geltend gemachte, durch die be— 
willigte Thüröffnung zugefügte Störung in dem Gebrauche ihres 
Servitutsrechtes, wenn nicht als unmittelbare Anrainerin fo doch 
als Intereſſentin bei dieſer Bauangelegenheit betheiligt erſcheint, findet 
die Statthalterei auszuſprechen, daß die bewilligte Thüröffnung in 
der Grenzmauer in öffentlicher Beziehung für zuläſſig und ausführbar 
erkannt, in Anbetracht jedoch, daß auch Anna G. als betheiligter 
Intereſſent erſcheint und privatrechtliche Einwendungen gegen den 
Bau der Grenzmauer mit Thüröffnung von ihr erhoben werden, 
während die Stadtgemeinde als Eigenthümerin des Bollwerkes der 
Bauführung zuſtimmt, der Streit hierüber auf den Civilrechtsweg 
verwieſen werde“. 

Auna G. ergriff nun den Miniſterialrecurs, worin ſie um 
Annullirung des dem Jakob K. vom Magiſtrate in Pr. ertheilten 
Conſenſes zur Erbauung einer Grenzmauer auf der Realität Nr. 
1303 bat. 

Das Miniſterium des Junern-hat jedoch untern 14. Juni 1874, 
3. 6528 dieſer Beſchwerde im Hinblick auf die Motive der ange- 
fochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. K. 


Haftungspflicht der Gemeinde für von ihrem Gemeindevorſteher im 
übertragenen Wirkungskreiſe an öffentlichen Geldern verübte 
Defrau kationen. 

Der geweſene Gemeindevorſteher von Sch. in Böhmen, Namens 
Joſeph D. hat während ſeiner Amtsführung in den Jahren 1868 
und 1869 von den Mühlbeſitzern M. und K. Grundentlaſtungsgelder 
und zwar vom Erſteren im Betrage von 708 fl. 39 kr. und vom 
Letzteren in der Höhe von 502 fl. 64 kr. eingehoben, dieſelben aber 
nicht dem Steueramte in Abfuhr gebracht, mithin veruntreut. Später 
wurde dem D. ſein ganzes Beſitzthum verkauft; er iſt ſeitdem ohne 
alles Vermögen und friſtet fein Leben als Unterlehrer an der Volks— 
ſchule in P. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat nun dem dermaligen Bürger- 
meiſter von Sch. bei Vermeidung der Sequeſtration des Gemeinde- 
vermögens die Zahlung der vom früheren Gemeindevorſtande Joſeph 
D. eingehobenen jedoch veruntreuten Grundentlaſtungsgelder im Betrage 
von 1211 fl. 3 kr. binnen 14 Tagen aufgetragen, weil nach der 
Gemeindeordnung die Gemeinde für ihre Thätigkeit im übertragenen 
Wirkungskreiſe der Regierung verantwortlich und daher ſchuldig iſt, 
die von ihrem früheren Bürgermeiſter veruntreuten Beträge gegen 
Regreß im Rechtswege an den Schuldigen zu erſetzen. í 

Der Gemeindevorftand bat, die Gemeinde von ter aufgelegten 
Zahlung aus dem Grunde zu entheben, weil Grundentlaſtungsgelder 
keine l. f. Steuern ſind, ſondern ſolche Giebigkeiten, welche jeder 
Verpflichtete ſelbſt dem k k. Steueramte in Abfuhr zu bringen hat. 

Nachdem die Bezirkshauptmannſchaft die Vorſtellung abgewieſen 
hatte, ergriff der Gemeindevorſtand von Sch. den Recurs an die 
Statthalterei. Dieſe erſuchte den Landes⸗Ausſchuß um feine Wohle 
meinung in der Angelegenheit und bemerkte, daß nach ihrem Erachten 
die Gemeinde Sch. zum Erſatze der in Rede ſtehenden Grundent- 
laſtungsgelder nicht verpflichtet ſei, weil die Gemeinde für Amtshand⸗ 
lungen des Gemeindevorſtehers im übertragenen Wirkungskreiſe durch 
keine geſetzliche Beſtimmung erſatzpflichtig gemacht werde. Der Landes⸗ 
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ausſchuß hat dieſe Anſchauung nicht getheilt, ſondern die Entſcheidung 
der Bezirkshauptmannſchaft aus nachſtehenden Gründen für correct bes 
zeichnet: „Nach § 128 des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 
gehört die Einhebung und Abfuhr der directen Steuern zu dem über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſe der Gemeinden, welcher nach § 126 desſelben 
Geſetzes durch den Bürgermeiſter oder deſſen Stellvertreter ausgeübt 
wird, welcher die Gemeinden als moraliſche Perſon nach außen, ſo— 
wohl in Civilrechts⸗ als Verwaltungsangelegenheiten vertritt. In der 
Verordnung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 16. Februar 1854 
und vom 10. Auguſt 1855, 3. 35.550 wird die Steuereinhebung 
für einen Zweig des übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde, 
für eine Verpflichtung derſelben erklärt, welche von dem Bürgermeiſter 
oder durch andere von der Gemeinde beſtellte Organe zu beſorgen iſt. 
Nach § 29 der Gem. Ord. vom 16. April 1864 für Böhmen beſteht 
der übertragene Wirkungskreis der Gemeinde in der Verpflichtung 
derſelben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
innerhalb der allgemeinen und der Landesgeſetze und nach § 61 
desſelben Geſetzes beſorgt diefe Geſchäfte der Gemeindevorſteher. 
Nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen iſt die Gemeinde als ſolche 
zur Einhebung der directen Steuern verpflichtet und iſt im Grunde 
dieſer Verpflichtung für die Einhebung und richtige Abfuhr derſelben 
haftend. Dieſe Haftungspflicht iſt auch ſchon in den älteren Geſetzen 
ausgeſprochen geweſen. (Hofdeeret vom 4. Jänner 1787, Nr 609, 
J. G. S.) Nach § 4 des Patentes vom 4. April 1851, Nr. 83 
R. G. Bl. ſind die deu Verpflichteten zur Laſt ermittelten Renten 
der Grundſteuer gleichgeſtellt und auf dieſelbe Art einzuheben und 
einzutreiben, daher auch alles Geſagte von den Grundentlaſtungs⸗ 
gebühren gelten muß, wornach die Gemeinde Sch. für die Unter- 
ſchlagung dieſer Gebühren durch ihren geweſenen Vorſteher Joſeph 
D. haftend und erſagpflichtig ift.” 

Die Statthalterei hat, ſich zu dieſer Anſchauung des Landes⸗ 
Ausſchuſſes bekehrend, dem Recurſe der Gemeinde Sch., „da im Sinne 
der § 29, 61 und 66 der Gemeindeordnung die Gemeinde für die 
Amtshandlungen des Gemeindevorſtehers im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe (zu welchem die Einhebung und Abfuhr von Grundentlaſtungs⸗ 
geldern gehört) verantwortlich und haftend iſt und da derſelben vor⸗ 
behalten bleibt, ihren Regreß gegen den Schuldtragenden zu nehmen“, 
keine Folge gegeben. 

Auch das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Juli 1874, 
3. 9505, der Berufung der Stadtgemeinde Sch. aus den der ange- 
fochtenen Entſcheidung zu Grunde liegenden Motiven keine Folge 
gegeben. D. 
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Titerariſche Anzeige. 

Erläuterungen zur Strafproceßordnung vom 28. Mai 1873. 
Von Julius Mitterbacher, k. k. Staatsanwalt und Dr. Vincenz Neumayer, 
Advocat. 2.— 6. Lieferung, Graz 1874. Verlag von Leuſchner u. Lubensky, k. k. Uni, 
verſitätsbuchhandlung. Was die erſte Lieferung dieſes Werkes verſprochen, hat das 
vollendete Werk getreu gehalten; es liegt uns ein verläßliches Vademecum für den 
praktiſchen Juriſten und ein umfaſſender Leitfaden für diejenigen vor, die zur Fahne 
Themis fih vorbereiten. Die verſchiedenen Factoren des Richteramtes können in allen 
Fällen mit voller Beruhigung aus dieſen Erläuterungen ſich Raths erholen und das 
Capitel über die Geſchwornengerichte iſt ſo klar erläuternd daß darnach jeder, der 
zu dieſem Amte berufen wird, die volle Bedeutung ſeiner Function und die praktiſche 
Seite der Durchführung derſelben erfaſſen kann. Ueberſichtliche Zuſammenſtellungen 
der weſentlichen Beſtimmungen des Geſetzes über Friſten, des Wirkungskreiſes der 
Rathskammern, und der Functionen der Hauptverhandlung, dann der Rechtsmittel, 
geben dem Werke eine beſondere Brauchbarkeit für die Praxis, die ſich in dieſen Fragen 
ſchnell und ficher belehrt wiſſen will. Das günftige Prognoſtikon, das wir dem Werke 
beim Erſcheinen der erſten Lieferung ſtellten, wird nun wohl auch durch den Erfolg 
bethätigt ſein; wir halten es aber für unſere Pflicht, unſeren Leſekreis auf dieſe mit 
großer Umſicht vollendete Arbeit aufmerkſam zu machen. M. v. G. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an ſämmtliche Landes⸗Chefs vom 6. Mai 
1874, 3. 4305, in Betreff des Verfahrens bei unabweislichen Ueberſchreitungen der 
im Staatsporanſchlage genehmigten Credite im Laufe des Verwaltungsjahres. 

Das k. k. Finanzminiſterium hat mittelſt Zuſchrift vom 14. v. M., Z. 629 F. 
M. anher mittgetheilt, es haben Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät mit Allerhöchſter 
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Entſchließung vom 29. Jänner 1874 allergnädigſt zu genehmigen geruht, daß der 
§ 16 der Grundſätze über die Gebarung mit den eröffneten Crediten (Verordnungs⸗ 
blatt des Fin. M. Nr. 46, Seite 277 ex 1868) dahin modificirt werde, daß für die in 
dem genehmigten Voranſchlage im Laufe des Verwaltungsjahres als unzureichend ſich 
darſtellenden Credite fernerhin nicht mehr im verfaſſungsmäßigen Wege beſondere 
Ergänzungs- (Suplementar) Credite in Anſpruch zu nehmen, ſondern die unabweis⸗ 
lichen Ueberſchreitungen in der Jahresrechnung gegenüber dem Reichsrathe erſchöpfend 
zu rechtfertigen ſeien. 

Weiters hat das k. k. Finanzminiſterium anher eröffnet, daß diefe Aenderung 
des bisherigen Vorganges ſchon bei der Gebarung des Jahres 1873 einzutreten habe, 
und daß fomit von nun an ein Nachtragseredit im verfaſſungsmäßigen Wege nur 
dann in Anſpruch zu nehmen ſei, wenn zur Zeit, als der Reichsrath verfammelt iſt 


eine Ausgabe erforderlich wird, für welche im Finanzgeſetze gar nicht vorgeſehen iſt, 
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während alle unabweislichen Ueberſchreitungen bereits bewilligter Credite und fonſtige 
unvermeidliche bereits gekeiſtete Ausgaben lediglich in der Jahresrechnung erſchöpfend 
zu rechtfertigen ſeien. 

Hievon werden Eure mit dem Erſuchen in die Kenntniß geſetzt, dem 
unterſtehenden Rechnungs-Departement die Weiſung zu ertheilen, alle Ueberſchret— 
tungen der einzelnen Präliminar-Rubriken oder im Präliminare nicht vorgeſehenen 
Ausgabspoſten beim Etat des Miniſteriums des Innern pro 1873, — ohne Unter: 
ſchied ob dieſelben vom Miniſterium mit Benützung des ihm nach dem Finanzgeſetze 
zuſtehenden Virements oder auf Rechnung eines im verfaſſungmäßigen Wege zu Amine 
kenden Nachtragscredites genehmiget wurden, — in den bezüglichen Dekail-Rechnungs⸗ 
Abſchlüſſen für 1873 auf das Eingehendſte und unter Hinweis auf die erfloſſenen h. 
o. Bewilligungen zu begründen. 

Es verfteht fich übrigens von ſelbſt, daß durch die neue lediglich den Wirkungskreis 
der Minifterien und ſonſtigen Centralſtellen berührende Maßregel jene Vorſchriften nicht 
alterirt werden, nach welchen die Länderſtellen gehalten ſind, im Falle der Erſchöpfung 
einer Prältminar⸗Rubrik rechtzeitig und unter entſprechender Nachweiſung der Br: 
deckungsmittel ſich die Bewilligung zu weiteren Verausgabungen höheren Orts zu 
erwirken. 


— * 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Julins Schrötter in Brünn 
zum Statthaltereirathe bei der mähriſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben den k. u. k. Geſchäftsträger bei den Republiken Argen⸗ 
tina und Uruguay und Generalconſul in Buenos Ayres Max Hoffer Ritter von 
Hoffenfels zum k. u. k. Miniſterreſidenten bei den genannten Republiken ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem kaiſerl. Rathe Dr. Joſeph Neumann in Wien 
tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claffe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialſecretär im Miniſterium des 
Aeußern Dr. Adolf Plaſon tarfrei den öſterr. Adel verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Liquidator der Staatsſchuldencaſſe Jofeph Uf fen- 
heimer anläßlich dejen Penſionirung das Ritterkreuz des FranzJoſeph⸗Ordens 


verliehen. f F 
Seine Majeſtät haben zum QLanteshauptmann Stellvertreter für Ober-Deiter- 


reich den Grafen Franz v. St. Julien und den Kloſtervorſteher Agedeon Son ft an 
tinowiez de Grekul zum Landeshauptmann⸗Stellvertreter in der Bukowina 
ernannt. x s 
Seine Majeſtät haben den Minifterialfecretir im Finanzminiſterium Dr. 
Johann Schober zum Oberfinanzrathe bei der Direction der Staatsſchuld ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Rang eines Miniſterkalſeeretärs 
bekleideten Miniſterial⸗Viceſecretär des Finanzminiſteriums Hermann Hamerak 
eine ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtelle dafelbſt verliehen. 
f EERE 


Erledigungen. 


Kanzlei-Offieialsſtelle beim n. ö. Finanz⸗Landesökonomate in Wien mit der 
zehnten Rangeclaſſe, bis 12. October. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Diurniftenſtelle bei der Schulbücher⸗Verlagsdirection. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Förſtersſtelle im Bereiche der galiziſchen Forſt⸗ und Domänendireerton mit 
der zehnten und eventuell jene eines Forſtaſſiſtenten mit der eilften Rangsclaſſe, bis 
21. September. (Autsbl. Nr 207.) 

Rechnungsführersſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe bei der Berg- und Hütten⸗ 
verwaltung in Brixlegg, bis 10. October. (Amtsblatt Nr. 209) 

Förſtersſtelle im Bereiche der Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg mit der 
zehnten, eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe oder eine Forſt⸗ 
elevenſtelle, bis 10. October. (Amtsbl. Nr. 210.) 


Dienſtgeſuch. 

Ein 43 Jahre alter, verehelichter, mit den beſten Zeugniſſen verſehener und 
für jedes außertechniſche Bureau verwendbarer Gemeindeſeeretär — Kärntner — 
ſucht eheft einen gleichen oder ähnlichen Dienſt. 

Offerte übernimmt unter Chiffre G. S. die Redaction dieſer Zeitſchrift. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


